année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 25.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Allgemeiner Umweltschutz

Akteure Cramer, Robert (gp/verts, GE) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ackermann, Marco

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Allgemeiner
Umweltschutz, 2018. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft,
Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 25.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Infrastruktur und Lebensraum
Energie
Erdol und Erdgas

_ A A

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Abkiirzungsverzeichnis

UREK-SR

Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

CEATE-CE

Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.11.2018
MARCO ACKERMANN

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Erdol und Erdgas

Mittels einer Standesinitiative forderte der Grosse Rat des Kantons Genf ein
schweizweites 25-jahriges Moratorium fiir die Exploration, die Forderung und den
Import von Schiefergas (in Tonsteinen enthaltenes Erdgas). Ein solches Moratorium sei
notwendig, um die energiepolitischen Richtlinien der Schweiz - vor allem das Kyoto-
Protokoll und die Energiestrategie 2050, die eine 2000-Watt-Gesellschaft anstrebt -
umsetzen zu koénnen. Zudem bestinden mit den heutigen Methoden der
Schiefergasgewinnung betrachtliche Umwelt- und Gesundheitsrisiken, die zu
vermeiden seien. Die Mehrheit der zustandigen UREK-SR (8 zu 3 Stimmen bei einer
Enthaltung) beurteilte diese Forderung jedoch als unverhéltnismassig und begriindete
dieses Urteil damit, dass aus rein &konomischer Sicht eine grossere
Schiefergasforderung in der Schweiz aufgrund des viel glnstigeren Import-Erdgases
keinen Fuss fassen werde und auch der Einfluss der aktuellen Nutzung von Schiefergas
auf das Klima bescheiden sei. Zudem habe sich die Kommission schon im
Zusammenhang mit den «Rahmenbedingungen der tiefen Geothermie» (Mo. Gutzwiller
1.3562 und 11.3563 sowie Mo. Riklin 11.4027) mit solchen Fragen beschéaftigt. Weiter
verwies sie auf die Verflgungshoheit der Kantone in diesem Bereich, wobei diese
bereits vereinzelt diesbezlgliche Regelungen getroffen hatten. Gleichwohl erkannte die
Kommission eine Verunsicherung in der Bevolkerung bezlglich den Methoden zur
Frakturierung von fossilen Energietragern und deren Auswirkungen auf die Umwelt. Auf
bundesgesetzlicher Ebene bestlinden zwar bereits Auflagen, um Mensch und Umwelt
bei der Anwendung von solchen Methoden zu schitzen, der Bund prife jedoch, ob
weiterer Handlungsbedarf auf Verordnungsebene bestehe. Eine Minderheit Cramer (gp,
GE) beantragte dem Standerat hingegen, dem Genfer Anliegen Folge zu geben. Sie
argumentierte damit, dass die Risiken fir Mensch und Umwelt zu gross seien und die
Schiefergasforderung nicht mit den energie- und klimapolitischen Zielen der Schweiz
vereinbar seien. Zudem verwies sie auf den bundesréatlichen Bericht zum Postulat Trede
(gp, BE; Po. 13.3108), in welchem sich der Bundesrat gegen eine hydraulische
Frakturierung zur Erschliessung von fossilen Energietragern ausgesprochen hatte. '

1) Bericht BR zur Rahmenbedingungen der Geothermie vom 3.3.17; Kommissionsbericht UREK-SR vom 13.11.18;
Medienmitteilung UREK-SR vom 14.11.18
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